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IM NAMEN DER REPUBLIK 

 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter R. über die Beschwerde des ***Bf1***, ***Bf1-

Adr***, vom 8. Oktober 2022, gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien, 

Magistratsabteilung 67, vom 22. September 2022, GZ. MA67/Zahl/2022, wegen einer 

Verwaltungsübertretung gemäß § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung in 

Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, zu Recht erkannt: 

 

Gemäß § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen und das ange-

fochtene Straferkenntnis bestätigt. 

 

Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei einen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von 12,00 Euro zu entrichten. 

 

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens (12,00 Euro) sind gemeinsam mit der Geldstrafe 

(60,00 Euro) und dem Beitrag zu den Kosten der belangten Behörde (10,00 Euro), insgesamt 

82,00 Euro, binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Erkenntnisses an den Magistrat der 

Stadt Wien zu entrichten. 

 

Der Magistrat der Stadt Wien wird gemäß § 25 Abs. 2 BFGG als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

 

Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach 

Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig. 

 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die 

belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig. 
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Entscheidungsgründe 

Verfahrensgang: 

Der Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, lastete dem Beschwerdeführer (Bf.) 

unter Zugrundelegung der Anzeigedaten des Kontrollorgans KO der Parkraumüberwachung der 

Landespolizeidirektion Wien mit Strafverfügung vom 30. Mai 2022 an, er habe das mehr-

spurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen Vienna (D) am 29. März 2022 in der 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1160 Wien, Gallitzinstraße 5, ohne einen für den 

Beanstandungszeitpunkt 19:15 Uhr gültigen Parkschein abgestellt und demnach die Parko-

meterabgabe fahrlässig verkürzt. 

Wegen der Verletzung der Rechtsvorschriften des § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabever-

ordnung iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde über den Bf. eine Geldstrafe iHv 

€ 60,00 verhängt und für den Fall der Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stun-

den festgesetzt. 

Der Bf. erhob gegen die Strafverfügung fristgerecht Einspruch und brachte vor, die Darstellung 

des Parkraumüberwachungsorgans sei falsch. Der in Kopie beigefügte gelbe Parkschein sei gut 

sichtbar im Fahrzeug ausgelegt und nicht zu übersehen gewesen. Beweis: Zeuge Z. und 

weitere. 

Der Magistrat der Stadt Wien, MA 67, übermittelte dem Bf. daraufhin mit „Verständigung vom 

Ergebnis der Beweisaufnahme“ vom 4. Juli 2022 die vom Kontrollorgan der Parkraum-

überwachung zur Beanstandungszeit angefertigten drei Fotos – diesem Erkenntnis als Beilagen 

angefügt – und räumte ihm die Möglichkeit zu einer mündlichen oder schriftlichen 

Rechtfertigung binnen zwei Wochen ab Zustellung des Schreibens ein. 

Der Bf. gab keine Stellungnahme ab. 

Mit Straferkenntnis vom 22. September 2022 wurde der Bf. vom Magistrat der Stadt Wien, 

MA 67, wegen der bereits näher bezeichneten Verwaltungsübertretung für schuldig befunden 

und wegen Verletzung der Rechtsvorschriften des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung 

iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe von € 60,00 verhängt sowie für 

den Fall der Uneinbringlichkeit 14 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe festgesetzt. Zudem wurde 

gemäß § 64 Abs. 2 Verwaltungsstrafgesetz ein Betrag von € 10,00 als Beitrag zu den Kosten des 

Strafverfahrens auferlegt. 

Begründend stellte die Behörde nach Wiedergabe des Verwaltungsgeschehens und des 

Einspruchsvorbringens fest, dass zur Frage, ob der Bf. für sein Fahrzeug zur Tatzeit an der 

Tatörtlichkeit einen Parkschein im Fahrzeug hinterlegt gehabt habe oder nicht und er die ihm 
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zur Last gelegte Verwaltungsübertretung begangen habe, einander divergierende Dar-

stellungen gegenüberstünden. 

Die erkennende Behörde schenke den klaren, nachvollziehbaren und auch widerspruchsfreien 

Angaben des Meldungslegers, die der Anzeige und den Fotos zu entnehmen seien, Glauben, 

denn es habe kein Anlass bestanden, an diesen zu zweifeln. 

Aus dem Akt habe sich außerdem kein Anhaltspunkt dafür ergeben, dass der Meldungsleger 

eine ihm unbekannte Person wahrheitswidrig belasten und leichtfertig einem Verwaltungs-

strafverfahren aussetzen hätte wollen. 

Der Meldungsleger unterliege auf Grund seines Diensteides der Wahrheitspflicht. Außerdem 

träfen ihn im Falle einer Verletzung dieser Pflicht straf- und dienstrechtliche Sanktionen. 

Der Bf. habe hingegen sehr wohl Interesse daran gehabt, eine Gegendarstellung abzugeben, 

die geeignet ist, ihn von dem gegen Sie erhobenen Tatvorwurf zu entlasten. 

Es wäre seine Aufgabe gewesen, konkreten Erhebungsergebnissen nicht nur Behauptungen 

entgegenzusetzen, sondern auch entsprechende Beweise anzubieten und geeignete Beweis-

anträge zu stellen. Der Bf. hätte also initiativ alles darlegen müssen, was für seine Entlastung 

gesprochen hätte. 

Aufgrund der Aktenlage sei die ihm zur Last gelegte, im Spruch näher ausgeführte Verwal-

tungsübertretung somit als erwiesen anzusehen. 

Rechtlich sei dieser Sachverhalt wie folgt zu beurteilen: 

§ 1 Parkometerabgabeverordnung zufolge sei für das Abstellen von mehrspurigen 

Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) eine Abgabe zu entrichten. 

Gemäß § 5 Abs. 1 Parkometerabgabeverordnung gelte die Abgabe mit der ordnungsgemäßen 

Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder mit der Bestätigung der 

Abstellanmeldung als entrichtet. 

Zur Entrichtung der Abgabe seien der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur 

ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem 

Gebiet abstelle, für das eine Abgabepflicht bestehe, habe die Parkometerabgabe bei Beginn 

des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker hätten bei der Durchführung der 

angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken. 

Reiche die Beweislage für das dem Rechtsmittelwerber angelastete Verhalten aus, so liege 

keine Rechtswidrigkeit darin, dass nicht weitere Beweise, hier die Einvernahme eines Zeugen, 

dessen Kontaktdaten nicht angeführt worden seien, aufgenommen worden seien. 
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Nach näheren Ausführungen zum Fahrlässigkeitsbegriff stellte die Behörde fest, dass der Bf. 

nicht glaubhaft gemacht habe, dass ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 

Verschulden trifft.  

Somit seien sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen für die 

Strafbarkeit gegeben gewesen. Im Zuge des Verfahrens hätten sich darüber hinaus keine 

Tatsachen ergeben, die zu dessen Einstellung führen hätten können. Die Behörde habe dem 

Straferkenntnis deshalb den Akteninhalt zugrunde gelegt. 

Weiters enthält das Straferkenntnis die maßgeblichen Bestimmungen für die Strafbemessung 

(§ 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, § 19 Abs. 1 und 2 Verwaltungsstrafgesetz 1991), 

erläutert diese näher und führt die für den vorliegenden Fall maßgeblichen 

Strafzumessungsgründe an. 

Der Bf. erhob gegen das Straferkenntnis binnen der Rechtsmittelfrist Beschwerde und brachte, 

wie schon in seinem Einspruch, vor, die Darstellung des Parkraumüberwachungsorgans sei 

falsch. Der in Kopie beigefügte gelbe Parkschein sei gut sichtbar im Fahrzeug ausgelegt und 

nicht zu übersehen gewesen. Der von ihm namhaft gemachte Zeuge sei nicht gehört worden. 

Die Kontaktdaten würden auf Verlangen vorgelegt werden. 

Die Magistratsabteilung 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt dem 

Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor (Datum des Einlangens: 2. November 2022). 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Feststellungen: 

Der Bf. hat das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen Vienna (D) am 

29. März 2022 in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1160 Wien, Gallitzinstraße 5, 

abgestellt. 

Der Bf. legte seinem Einspruch gegen die Strafverfügung den gelben Parkschein (in Kopie) 

Nr. 393193 VSZ mit den Entwertungen Monat März, Tag 29, Stunde 18, Minute 0, bei. 

Dieser gelbe Parkschein war zur Beanstandungszeitpunkt durch das Kontrollorgan (19:15 Uhr) 

nicht sichtbar hinter der Windschutzscheibe des Fahrzeuges eingelegt. 

Beweiswürdigung: 

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt, insbesondere aus den eigenen Wahr-

nehmungen und Anzeigedaten des Kontrollorgans sowie aus den zur Beanstandungszeit 
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angefertigten drei Fotos, welche die Frontansicht des Fahrzeuges zeigen und dem 

gegenständlichen Erkenntnis als Anlage (Fotos im pdf-Format) beigefügt sind. 

Durch die drei Farbfotos steht zweifelsfrei fest, dass im Fahrzeug zum Beanstandungszeitpunkt 

kein Parkschein sichtbar hinter der Windschutzscheibe hinterlegt war.  

Mit der Vorlage der Kopie des Parkscheines Nr. 393193VSZ, entwertet mit Monat März, Tag 29, 

Stunde 18, Minute 0, ist es dem Bf. nicht gelungen, die Anzeigedaten des Parkraumüber-

wachungsorgans in Zweifel zu ziehen, weil die Übermittlung des gelben Parkscheines (Kopie) 

denklogisch nicht bedeutet, dass das Original dieses Parkscheines zum 

Beanstandungszeitpunkt durch das Kontrollorgan im Fahrzeug sichtbar hinterlegt war. 

Der Bf. konnte somit eine Gebührenentrichtung durch einen gültig entwerteten Parkschein im 

Sinne der Kontrolleinrichtungenverordnung nicht nachweisen. 

Gesetzesgrundlagen und rechtliche Beurteilung: 

Nach § 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist für das Abstellen von mehrspurigen Kraft-

fahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO) eine Abgabe zu entrichten. 

Gemäß § 5 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der ordnungs-

gemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) oder mit der Bestätigung der 

Abstellanmeldung als entrichtet. 

Nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung hat jeder Lenker, der ein mehrspuriges 

Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, die Parkometerab-

gabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten.   

Nach § 1 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung sind als Hilfsmittel zur Überwachung der 

Einhaltung der Vorschriften der Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der für das Ab-

stellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe 

vorgeschrieben wird (Parkometerabgabeverordnung), Parkscheine nach dem Muster der 

Anlagen oder elektronische Parkscheine zu verwenden. 

Nach § 3 Abs. 1 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung haben Abgabepflichtige, die ein 

mehrspuriges Kraftfahrzeug in einer Kurzparkzone abstellen, dafür zu sorgen, dass es während 

der Dauer seiner Abstellung mit einem richtig angebrachten und richtig entwerteten Park-

schein gekennzeichnet ist. 

Zur ordnungsgemäßen Entrichtung der Abgabe und Vermeidung einer Abgabenverkürzung 

bedarf es gemäß den Bestimmungen der Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung nicht nur 

des richtigen und deutlichen Ausfüllens des Parkscheines, sondern auch, dass dieser gut sicht-

bar hinter der Windschutzscheibe angebracht wird (vgl. VwGH 26.01.1998, 96/17/0405). 
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Es ist Sache des Abgabepflichtigen, für eine geeignete Anbringung des Parkscheines (zB durch 

einen Parkscheinhalter) hinter der Windschutzscheibe zu sorgen. Das (allfällige) Herabfallen 

eines Parkscheines von seinem vorschriftsmäßigen bzw. ursprünglichen Platz hinter der 

Windschutzscheibe eines mehrspurigen, in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone 

abgestellten Kraftfahrzeuges hat der Abgabepflichtige zu vertreten (vgl. VwGH 13.06.1986, 

84/17/0204). 

Hat sich zur Beanstandungszeit durch das Parkraumüberwachungsorgan – warum auch immer 

– kein Parkschein gut sichtbar hinter der Windschutzscheibe des mehrspurigen Kraftfahrzeuges 

befunden, wurde die Parkometerabgabe nicht auf die vorgeschriebene Weise entrichtet und so 

(objektiv) iSd in Rede stehenden Rechtsvorschrift in fahrlässiger Weise verkürzt (vgl. VwGH 

23.06.1989, 87/17/0308). 

Im vorliegenden Fall war zur Beanstandungszeit durch das Kontrollorgan in dem in Rede 

stehenden Kraftfahrzeug kein Papierparkschein sichtbar hinterlegt. Der Bf. hat somit die 

Bestimmungen des § 3 Abs. 1 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung verletzt. 

Es waren daher die objektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit gegeben. 

Das Verwaltungsstrafgesetz normiert in § 5 Abs 1 VStG den Tatbestand der Schuld. Gemäß 

dieser Bestimmung genügt, wenn eine Verwaltungsvorschrift nicht anderes bestimmt, zur 

Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten.  

Die den Straftatbestand normierende relevante Verwaltungsvorschrift findet sich in § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006, LGBl. 2006/09 idF LGBl. 2012/45, die keine besonderen 

Schuldvoraussetzungen fordert. Es genügt für die Strafbarkeit daher fahrlässiges Verhalten.  

Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer Acht lässt, zu der er nach den Umständen 

verpflichtet, nach seinen geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt und die ihm 

zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt verwirklichen könne, der 

einem gesetzlichen Tatbestand entspricht (§ 6 Abs 1 StGB). 

Der Lenker eines Fahrzeuges, der ein solches in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone 

abstellt, handelt fahrlässig, wenn er nicht Sorge dafür trägt, dass der Papierparkschein nicht 

abrutschen und zB ins Wageninnere fallen kann. 

Aus dem Verwaltungsakt und aus dem Vorbringen des Bf. geht nicht hervor, dass ihm ein 

rechtskonformes Verhalten zur Tatzeit nicht möglich gewesen wäre. 
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Strafbemessung: 

Gemäß § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen, 

durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, als Verwaltungsübertretungen 

mit Geldstrafen bis zu 365 € zu bestrafen. 

Gemäß § 19 Abs. 1 VStG 1991 ist Grundlage für die Bemessung der Strafe die Bedeutung des 

strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die 

Tat.  

Gemäß § 19 Abs. 2 VStG 1991 sind im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) überdies die nach 

dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, 

soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das 

Ausmaß des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der 

Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß 

anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des 

Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.  

Die Bemessung der Strafe ist eine Ermessensentscheidung der Behörde, die nach den vom 

Gesetzgeber in § 19 VStG 1991 festgelegten Kriterien vorzunehmen ist (VwGH 07.08.2017, 

Ra 2016/08/0188, VwGH 29.04.2019, Ra 2019/17/0024) und unter Bedachtnahme auf die 

Strafbemessungsgründe vertretbar erscheinen muss (vgl. VwGH 06.04.2005, 2003/04/0031, 

VwGH 17.02.2015, Ra 2015/09/0008).  

Bei der Strafbemessung war gemäß § 19 VStG 1991 zu berücksichtigen, dass ein öffentliches 

Interesse an der ordnungsgemäßen und fristgerechten Abgabenentrichtung besteht. 

Der Bf. hat das öffentliche Interesse dadurch geschädigt, dass er das Fahrzeug in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt hat, ohne dieses ordnungsgemäß mit einem 

Parkschein zu kennzeichnen. 

Milderungs- und Erschwernisgründe wurden von der belangten Behörde berücksichtigt.  

Das Bundesfinanzgericht erachtet die von der belangten Behörde nach den Regeln der Straf-

bemessung mit € 60,00 verhängte Geldstrafe und die für den Fall der Uneinbringlichkeit mit 

14 Stunden festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe als schuld- und tatangemessen. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

Kostenentscheidung 

Gemäß § 64 VStG sind die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens in Höhe von 10% der Strafe 

festzusetzen. Sie wurden somit in Höhe von € 10,00 korrekt festgesetzt. 
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Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Die beschwerdeführende Partei hat daher gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG weitere € 12,00 als 

Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer ange-

messenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist ist 

die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur Zahlung 

nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und 

ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig, da das 

Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsge-

richtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der 

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenständlich nicht vor, da der Sachverhalt in freier 

Beweiswürdigung zu klären war. 
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Wien, am 8. November 2022 
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